
Dienstvereinbaruna

zur Prävention von Gesundheitsgefahren durch riskanten Suchtmittelkonsum
sowie zum Umgang mit sichtbaren Auffälligkeiten am Arbeitsplatz

in Verbindung mit Suchtmitteln
an der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald

(DV-Sucht)

Zwischen der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald, vertreten durch die Rektorin,
diese vertreten durch den Kanzler

und dem

Gesamtpersonalrat der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald,
vertreten durch die Vorsitzende,

wird nach § 66 in Verbindung mit § 69 Nr. 7 und § 70 Abs. 1 Nr. 8 des Personalvertretungs-
gesetzes M-V folgende Dienstvereinbarung abgeschlossen:

Präambel

Suchtmittelmissbrauch und -abhängigkeit haben sich zu schwerwiegenden Begleiterschei-
nungen der Gesellschaft und damit auch des Arbeitslebens entwickelt. Daraus erwächst für
die Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald die Aufgabe, sich mit diesen Themen auseinan-
derzusetzen.
Suchtmittelmissbrauch und -abhängigkeit haben viele Erscheinungsformen, prägen das wei-
tere Leben des Kranken nachhaltig und können als chronische Erkrankung in besonders
schweren Fällen tödlich verlaufen, wenn sie nicht behandelt werden. Die Abhängigkeit von
Suchtmitteln beeinträchtigt in erheblichem Maße das Denk- und Urteilsvermögen sowie die
Leistungsfähigkeit der Betroffenen. Sie schränkt die freie Entfaltung der Persönlichkeit ein,
zerstört soziale Bindungen, beeinträchtigt das Betriebsklima und kann schließlich die eigene
Existenz gefährden. Bei fachgerechter Behandlung kann sie positiv beeinflusst und in ihren
Auswirkungen vermindert werden. Die Erfolgsaussichten sind umso größer, je früher Hilfe in
Anspruch genommen wird.
Insbesondere Vorgesetzte sollten solche Probleme frühzeitig erkennen und offen ansprechen.
Sie müssen auf der Grundlage gesetzlicher Bestimmungen adäquate Forderungen nach einer
Verhaltensänderung der Betroffenen stellen und deren Verlauf überwachen. Dazu gibt diese
Dienstvereinbarung einen Handlungsrahmen.
Die Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald und die Personalvertretungen arbeiten entspre-
chend dem Ziel dieser Vereinbarung kontinuierlich zusammen. Dabei besteht Einigkeit, dass
durch die Vereinbarung die dienst- und tarifrechtlichen Regelungen für den öffentlichen Dienst
unberührt bleiben.



§1
Geltungsbereich

Die folgende Vereinbarung gilt für alle Beschäftigten1.2 mit einer arbeitsrechtlichen Verpflich-
tung an der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald.

§2
Ziel der Dienstvereinbarung

(1) Die Universität nimmt mit dieser Vereinbarung ihre Verantwortung als Dienststelle wahr.
(2) Das sofortige Handeln beim Erkennen von akuten oder diffusen Auffälligkeiten durch Al-
kohol, Drogen oder Medikamente am Arbeitsplatz sowie die Hilfe fürAbhängigkeitsgefährdete
und Abhängigkeitskranke stellen eine wichtige Aufgabe der Personalführung dar.
(3) Mit der Dienstvereinbarung beabsichtigt die Universität:

• Aufklärungs- und Schulungsveranstaltungen für Beschäftigte insbesondere Führungs-
kräfte durchzuführen, um so zum verantwortungsvollen Umgang mit Suchtmitteln bei-
zutragen und einer Entstehung von Suchtverhalten vorzubeugen,

• eine Suchtproblematik bereits anzusprechen, bevor arbeits- und dienstrechtliche Ver-
fahren eingeleitet werden müssen,

• den Betroffenen zu helfen, die Erkrankung bzw. Erkrankungsgefahr selbst zu erkennen
und die Therapieangebote anzunehmen, damit arbeite- oder dienstrechtliche Konse-
quenzen vermieden werden können,

• die Erhaltung bzw. Wiederherstellung der Arbeits-/Dienstfähigkeit zu sichern,
• dem Wegsehen und Bagatellisieren durch das Umfeld („Co-Verhalten") entgegenzu-

wirken,
• das Problembewusstsein aller Beschäftigten in Bezug auf Suchmittelmissbrauch und

Suchterkrankungen zu steigern,
• den Führungskräften ein frühzeitiges Erkennen und richtiges Reagieren zu ermöglichen

und ihnen einen verbindlichen und transparenten Handlungsrahmen an die Hand zu
geben.

§3
Suchtmittel im Dienstgebrauch

Die Beschäftigten der Universität Greifswald dürfen sich nicht durch den Konsum von Sucht-
mitteln in den Zustand versetzen, durch den sie sich selbst oder andere gefährden können.
Dies gilt auch für die Einnahme von Drogen und Medikamente. Im Rahmen der regelmäßigen
Arbeitsschutzbelehrung sind die Beschäftigten darauf hinzuweisen.

§4
Ansprechpartner und Beratung

(1) Ansprechpartnerfür Betroffene und Führungskräfte innerhalb der Universität sind:

1 Der Begriff Beschäftigte umfasst die Hilfskräfte, Tarifbeschäftigten und die Beamten gleichermaßen.
2 Alle Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Dienstvereinbarung gelten für Frauen und Männer in
gleicherweise.
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• der Kollegiale Berater und sein Stellvertreter,
• der Betriebsarzt,
• der Leiter des Personalreferates als Vertreter der Universität oder ein bestimmter Stell-

Vertreter,
• die Mitglieder der Personalräte,
• ein Vertreter der Schwerbehindertenvertretung,
• die Gleichstellungsbeauftragte,
• die Fachkraft für Arbeitssicherheit.

(2) Alle Ansprechpartner unterliegen der Schweigepflicht.
(3) Jeder Beschäftigte der Universität hat das Recht, unter Berücksichtigung der ihm oblie-
genden Arbeits- und Dienstaufgaben während der Arbeitszeit bei den genannten Ansprech-
Partnern Informationen zu Möglichkeiten der Beratung einzuholen.

§5
Zuständigkeit der Vorgesetzten

(1) Den unmittelbaren Vorgesetzten kommt eine zentrale Rolle in der Suchtprävention zu. Sie
tragen sowohl die Verantwortung für den Arbeitsschutz als auch für eine sachgerechte Inter-
vention bei suchtmittelbedingten Auffälligkeiten. Sie unterstützen auffällig gewordene Be-
schäftigte auf dem Weg zur Veränderung bei der Übernahme von Eigenverantwortung sowie
der Annahme fachgerechter Hilfe.
(2) Die Interventionen bei Auffälligkeiten auf der Basis dieser Dienstvereinbarung obliegen
den unmittelbaren Vorgesetzten. Sie führen gegebenenfalls nach vorheriger Beratung mit An-
sprechpartnern aus § 4 die Gespräche entsprechend des Interventionsplanes (Anlage) und
beteiligen die dort vorgesehenen Personen.
(3) Bei Wiederaufnähme der Arbeit nach einer Therapie setzen sie die Maßnahmen zur Wie-
dereingliederung mit Hilfe aller im BEM (Betriebliches Eingliederungsmanagement) Beteilig-
ten durch.

§6
Kollegialer Berater in der betrieblichen Suchtprävention

(1) Die Bestellung in das Nebenamt des Kollegialen Beraters und des Stellvertreters in der
betrieblichen Suchtprävention beruht auf Eignung, Freiwilligkeit und Interesse und erfolgt
durch die Dienststelle im Einvernehmen mit dem Personalrat. In der Funktion des Kollegialen
Beraters und seines Stellvertreters sind beide Geschlechter zu besetzen.
(2) Der Kollegiale Berater und der Stellvertreter sind gehalten, sich regelmäßig auf dem Gebiet
der Suchthilfe fortzubilden. Die anfallenden Kosten trägt die Universität.
(3) Für die Dauer der Aus- und Fortbildung in der Suchtprävention und -hilfe sowie seine Be-
ratertätigkeit werden der Kollegiale Berater und sein Stellvertreter in Abwägung der ihm oblie-
genden Arbeits- bzw. Dienstaufgaben von seiner dienstlichen Tätigkeit freigestellt.

Aufgaben des Kottegialen Beraters sind:

• Beratung und Unterstützung von Betroffenen und der Dienststelle in allen Fragen der
Suchtprävention und bei Abhängigkeitserkrankungen,

• Teilnahme an Fortbitdungsveranstaltungen,



• Kooperation und Koordination mit psychosozialen Beratungs- und Behandlungsstellen
in der umliegenden Region,

• Teilnahme an Gesprächen im Rahmen des Interventionsplanes, wenn der betroffene
Beschäftigte dem zustimmt,

• Mithilfe bei der Verwirklichung der Ziele nach § 2 dieser Vereinbarung.

Wird der Kollegiale Berater in einer unter Absatz 3 genannten oder auch anderen Aufgabe
nachgefragt (z.B. Beratung von Vorgesetzten, Anwesenheit im Interventionsplangespräch),
dann muss der Kollegiale Berater in dieser Aufgabe explizit beauftragt werden. Die entspre-
chende Aufgabe muss abgelehnt werden, wenn der Kollegiale Berater gleichzeitig einen Be-
troffenen aus einer der involvierten Strukturen berät oder der Betroffene muss dem zustim-
men.

§7
Vorgehen bei Verdacht auf Suchtmittelmissbrauch

(1) Beschäftigte, die erkennbar aufgrund eines Suchtmittelkonsums nicht in der Lage sind,
eine Arbeit ohne Gefahr für sich oder andere auszuführen, dürfen mit dieser Arbeit nicht be-
traut werden. Der Vorgesetzte ist in diesen Fällen verpflichtet einzugreifen, in der Regel indem
er ihn darauf anspricht und handelt.
(2) Im Falle einer Einschränkung der Arbeitsfähigkeit durch den Konsum von Alkohol oder
anderer Suchtmittel wird folgendes vereinbart:

• Entscheidungen, die Annahme der Arbeitsleistung abzulehnen und die betroffene Per-
son nach Hause zu schicken, trifft der Vorgesetzte oder sein Stellvertreter.

• Der Vorgesetzte oder sein Stellvertreter zieht, wenn möglich, eine weitere Person zur
Beweishilfe hinzu; sofern keine weitere Person hinzugezogen werden kann, muss der
Vorgesetzte oder sein Stellvertreter die Entscheidung allein treffen.

• Trifft der Vorgesetzte oder sein Stellvertreter die Entscheidung, dass die betroffene Per-
son die Arbeit nicht antreten oder fortsetzen kann, so ist diese nach Hause zu schicken.
Der Vorgesetzte oder sein Stellvertreter hat zu garantieren, dass die betroffene Person
sicher nach Hause gelangt.

• Wird ein Heimtransport veranlasst, übernimmt die vor Ort entstehenden Auslagen (z. B.
Beförderungsentgelt) grundsätzlich die Dienststelle. Die betroffene Person wird in Re-
gress genommen. Für die ausgefallene Arbeitszeit besteht kein Anspruch auf Bezüge
bzw. Entgelt.

• Der Vorgesetzte oder sein Stellvertreter fertigt einen Vermerk über den Vorfall an und
lässt ihn auf dem Dienstweg in einem fest verschlossenen Umschlag der Personalver-
waltung, in Kopie dem Beschäftigten zukommen.

• Für den Beschäftigten besteht selbstverständlich die Möglichkeit, durch den Betriebs-
ärztlichen Dienst oder durch seinen Hausarzt deryVerdacht eines Suchtmittelmissbrau-
ches auszuräumen.

§8
Vorgehen bei Suchtmittelmissbrauch

(1) Liegt (wiederholt) arbeitsvertrags- oder dienstrechtswidriges Verhalten eines Beschäftigten
vor, das im Zusammenhang mit dem Konsum von Suchtmitteln steht, sind die Vorgesetzten,
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aber auch alle beteiligten Kollegen angehalten, den Betroffenen aufsein Verhalten anzuspre-
chen und auf Hilfsmöglichkeiten hinzuweisen. Der Vorgesetzte ist verpflichtet, gemäß dem
Interventionsplan (siehe Anlage) vorzugehen.
(2) Ziel des Interventionsplanes soll sein, die Betroffenen in einem abgestuften Konzept zu
motivieren, ihr Verhalten zu verändern und damit ihre Arbeitsfähigkeit sowie ihren Arbeitsplatz
zu erhalten.

(3) Kommt es aufgrund der Stufengespräche lediglich zu einer vorübergehenden Änderung
des Verhaltens der betroffenen Person, so wird der Interventionsplan an der Stelle fortgesetzt,
an der er unterbrochen wurde.
(4) Als Rückfallzeitraum gilt die in § 10 beschriebene Frist zur Vernichtung von Unterlagen.
Nach Ende derAufbewahrungsfrist von drei Jahren wird der Fall als Neuerkrankung bewertet.

§9
Wiedereingliederung am Arbeitsplatz

(1) Gegen Ende einer stationären oder ambulanten Therapie wird dem Betroffenen gemäß
der gesetzlichen Verpflichtung ein Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) angebo-
ten. Besondere Bedeutung fallen hier dem Kollegialen Berater, dem Betriebsärztlichen Dienst
und gegebenenfalls der Fachkraft für Arbeitssicherheit zu, die ein vorbereitendes Eingliede-
rungsgespräch anbieten. Im Einzelfall soll entschieden werden, ob ein weiteres Gespräch
durchgeführt werden soll.
(2) Ein weiteres Eingliederungsgespräch kann nach angemessener Zeit (ca. zwei Monate
nach erfolgter Arbeitsaufnahme) durchgeführt werden. Teilnehmer sind die in Absatz 1 ge-
nannten Personen. In diesem zweiten Gespräch sollen eventuelle Probleme aus der zurück-

liegenden Eingliederungsphase erörtert werden.

§10
Aufbewahrung von Unterlagen, Datenschutz

Sämtliche die Personalsache betreffenden mündlichen und schriftlichen Angelegenheiten un-
terliegen der strengen Vertraulichkeit. Die schriftlichen Unterlagen, die nach dieser Vereinba-
rung entstehen, unterliegen nicht der allgemeinen Akteneinsicht, sondern werden als vertrau-
liche Personalsache gekennzeichnet und analog der Regelung für Gesundheitszeugnisse ver-
wahrt. Unabhängig davon werden Abmahnungen aufgrund Suchtmittelmissbrauchs unter den
arbeitsrechtlichen Voraussetzungen nach angemessener Frist, grundsätzlich nach drei Jah-
ren aus der Personalakte entfernt. Für die Tilgung von Disziplinardaten gilt § 18 Landesdis-
ziplinargesetz. Die Weitergabe gesundheitsbezogener Daten an Dritte ist untersagt.

§11 ^
Kündigungsklausel

Die Bedingungen für die Kündigung dieser Dienstvereinbarung richten sich nach § 66 des
Personalvertretungsgesetzes M-V. Die Nachwirkung wird ausgeschlossen.



§12
Salvatorische Klausel

Sollten sich einzelne Regelungen dieser Dienstvereinbarung als unwirksam erweisen, wird
dadurch die Wirksamkeit der übrigen Regelungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen
Regelung ist eine neue wirksame Regelung zu setzen, welche dem Sinn und Zweck der ur-
sprünglichen, unwirksamen Regelung möglichst nahe kommt. Die vorstehenden Bestimmun-
gen gelten entsprechend für den Fall, dass sich die DV als lückenhaft erweist.

§13
Inkrafttreten

Diese Dienstvereinbarung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. Sie wird allen Beschäftigten in
geeigneter Weise bekannt gemacht. Gleichzeitig tritt die Dienstvereinbarung vom 28.07.2014
außer Kraft.

Greifswald,jctefl-?~6^ ,/7

,") ^ ,•:,
<t.< '•-/

^1. / -. _ . ^
g Oi^gerDr. Wolfgang Qie^er Petra Engler

Kanzler Vorsitzende des Gesamtpersonalrates



Anlage 1 zu § 8 der DV Sucht Interventionsplan

Suchtmittelmissbrauch und Suchtmittelkrankheit können sich in unterschiedlicher Form auf
das Arbeitsverhalten und damit auch auf das Arbeitsumfeld auswirken. Um hier schnell Abhilfe
zu schaffen und wieder geregelte Abläufe zu realisieren, werden für die verschiedenen Situa-
tionen die nachfolgenden Interventionsmöglichkeiten in der angegebenen Reihenfolge emp-
fohlen:

1. das Fürsorgegespräch
2. das Klärungsgespräch
3. der Interventionsplan

Das Fürsorgegespräch

Das Fürsorgegespräch wird durch den unmittelbaren Vorgesetzten durchgeführt. Es ist ein
Mitarbeitergespräch, um Auffälligkeiten am Arbeitsplatz anzusprechen. Es soll der Verfesti-
gung einer Situation vorbeugen, die zu Störungen im Arbeitsablauf und -umfeld führen kön-
nen. Der betroffenen Person soll frühzeitig signalisiert werden, dass sie Unterstützung von
Seiten des Arbeitsgebers und von ihren Führungskräften erwarten kann. Das Führsorgege-
sprach ist nicht Bestandteil des Interventionsplanes.

Das Klärungsgespräch

Das Klärungsgespräch wird durch den unmittelbaren Vorgesetzten durchgeführt. Es ist ein
weiteres Mitarbeitergespräch um wiederholte oder schwerwiegende Auffälligkeiten am Ar-
beitsplatz anzusprechen. Ziel des Klärungsgespräches ist es, dem Beschäftigten eine Rück-
meldung zu den Auffälligkeiten zu geben und erste konkrete Schritte zu vereinbaren um die
Auffälligkeiten zu beseitigen. Beim Klärungsgespräch wird die DV-Sucht mit den Anlagen
übergeben und der Beschäftigte darauf hingewiesen, dass in einem nötigen nächsten Schritt
gemäß des Interventionsplanes vorgegangen wird. Das Klärungsgespräch ist nicht Bestand-
teil des Interventionsplanes. Es sollte lediglich eine kurze datierte Notiz über dessen Durch-
führung angefertigt werden. Es sind keine weiteren Inhalte zu dokumentieren.

Interventionsplan für das Vorgehen bei Verdacht von Suchtmittelmissbrauch

Im Interesse der angestrebten Präventionsarbeit wird nachfolgend ein im Rahmen von Auf-
klärungs- und Beratungsgesprächen abgestimmtes Verfahren vorgegeben, das in jedem Ein-
zelfall bei dem Verdacht von Suchtmittelmissbrauch einzuhalten ist.
Ziel dieses Interventionsverfahrens ist, in einem abgestuften Konzept bei gleichzeitigen Hilfs-
angeboten eine Korrektur des Arbeite- und Leistungsverhaltens zu bewirken sowie die Be-
troffenen zu motivieren, den zugrundeliegenden riskanten Suchtmittelkonsum bzw. das süch-
tige Verhalten zu verändern und damit ihre Arbeitsfähigkeit sowie ihren Arbeitsplatz zu erhal-
ten.

Für alle Aufklärungs- und Beratungsgespräche gilt, dass der Betroffene eine Person seines
Vertrauens hinzuziehen kann.



(1) Erstes Gespräch: „Vier-Augen-Gespräch", Einstieg in den Interventionsplan
Beteiligte: Betroffener, unmittelbarer Vorgesetzter, ggf. Vertrauter des Betroffenen

Entsteht bei einem unmittelbaren Vorgesetzten Anlass zu der Annahme, dass Veränderungen
im dienstlichen Verhalten eines Beschäftigten (nachlassende Arbeitsleistung, Fehlzeiten, Auf-
fälligkeiten im Sozialverhalten u. a.) aufSuchtmittelmissbrauch zurückzuführen sind, führt die-
ser mit dem Betroffenen ein vertrauliches Gespräch (1. Gespräch). Der Vorgesetzte hat seine
konkreten Wahrnehmungen (konkrete Fakten, Zeit, Ort, Vorfall) dem Betroffenen gegenüber
auszusprechen, ihm mitzuteilen, dass der Konsum von Suchtmitteln als Ursache für die auf-
fälligen Verhaltensweisen angesehen wird, und Beratung und Unterstützung bei der Bewälti-
gung gegebenenfalls bestehender Probleme zuzusagen. Gleichzeitig informiert der Vorge-
setzte den Betroffenen über die Aufgaben des Kotlegialen Beraters. Dabei ist darauf hinzu-
weisen, dass bei fehlender Änderung des missbrauchsbedingten Leistungsverhaltens am Ar-
beitsplatz des Betroffenen zeitnah ein zweites Aufklärungs- und Beratungsgespräch geführt
und zu diesem Zeitpunkt der nächsthöhere Vorgesetzte von dem Sachverhalt in Kenntnis ge-
setzt wird. Über dieses Gespräch ist Stillschweigen zu bewahren. Der unmittelbare Vorge-
setzte hält lediglich den Zeitpunkt des Gespräches fest.

(2) Zweites Gespräch:
Beteiligte: Betroffener, unmittelbarer Vorgesetzter, nächsthöherer Vorgesetzter, gege-
benenfalls Kollegialer Berater3, Personalvertretung/Schwerbehindertenvertretung4
und/oder Vertrauter des Betroffenen

Ist im Verhalten des Betroffenen keine positive Veränderung festzustellen, folgt zeitnah ein
weiteres Gespräch unter Hinzuziehung des nächsthöheren Vorgesetzten, gegebenenfalls des
Kollegialen Beraters, der Personal- oder Schwerbehindertenvertretung und/oder einer Person
des Vertrauens. Dabei soll der Betroffene auf Hilfsmöglichkeiten (z. B. ärztliche und psycho-
logische Therapieangebote, Suchtberatungsstellen, Selbsthilfegruppen) hingewiesen werden.

(3) Drittes Gespräch:
Beteiligte: Betroffener, unmittelbarer Vorgesetzter, nächsthöherer Vorgesetzter, Vertre-
ter des Personalreferates, gegebenenfalls Kollegialer Berater5, Person ai vertre-
tung/Schwerbehindertenvertretung6 und/oder Vertrauter des Betroffenen

Kann nach dem zweiten Gespräch im Verhalten des Betroffenen noch immer keine positive
Veränderung festgestellt werden, führt der Vorgesetzte unter Hinzuziehung der oben genann-
ten Personen ein weiteres Gespräch mit dem Betroffenen, bei dem eine schriftliche Ermah-
nung mit der Aufforderung, das konkret beanstandete Verhalten abzustellen, ausgehändigt
wird.

Der Vorgesetzte weist den Betroffenen darauf hin, ein Hilfsangebot in Anspruch zu nehmen.
Für den Fall einer erneuten Suchtmittelauffälligkeit im Dienst wird gegenüber Beamten die
Einleitung disziplinarischer Maßnahmen mit dem Ziel ^ines Verweises und gegenüber Tarif-
beschäftigten eine Abmahnung angekündigt.

3 Personen nehmen nur mit Zustimmung des Betroffenen teil.

4 Personen nehmen nur mit Zustimmung des Betroffenen teil.

5 Personen nehmen nur mit Zustimmung des Betroffenen teil.

6 Personen nehmen nur mit Zustimmung des Betroffenen teil.



Der Vorgesetzte weist darauf hin, dass bei unverändertem Verhalten mögliche arbeits- bzw.
dienstrechtliche Konsequenzen bis hin zur Kündigung bzw. Beendigung des Beamtenverhätt-
nisses drohen. Über dieses Gespräch fertigt der Vorgesetzte ein Protokoll an, von dem alle
Beteiligten eine Ausfertigung erhalten.

(4) Viertes Gespräch:
Beteiligte: Betroffener, unmittelbarer Vorgesetzter, nächsthöherer Vorgesetzter, Vertre-
ter des Person ai re ferates, gegebenenfalls Kollegialer Berater7, Personalvertre-

tung/Schwerbehindertenvertretung8 und/oder Vertrauter des Betroffenen

Für den Fall einer erneuten missbrauchsbedingten Auffälligkeit im Dienst führt der Vorgesetzte
unter Hinzuziehung der oben genannten Personen ein viertes Gespräch, in dem bei Vorliegen
der arbeitsrechtlichen Voraussetzungen die angekündigte Abmahnung beziehungsweise die
Information über ein einzuleitendes Disziplinarverfahren erfolgt. Bei Beamten kann sich das
einzuleitende Disziplinarverfahren auch auf die Feststellung der Dienstunfähigkeit beziehen.
Der Vorgesetzte fordert den Betroffenen erneut schriftlich auf, Hilfsangebote in Anspruch zu
nehmen.

(5) Konsequenzen bei unverändertem Verhalten

Bleibt bei Tarifbeschäftigten die Abmahnung beziehungsweise bei Beamten die gegebenen-
falls erfolgte disziplinarische Maßnahme wirkungslos und bleibt das beanstandete Verhalten,
aus dem sich Pflichtverletzungen ergeben, bestehen, informiert der Vorgesetzte das Referat
Personal, das auf dieser Grundlage prüft, ob die arbeitsrechtlichen Voraussetzungen für eine
ordentliche Kündigung oder weiter gehende Maßnahmen vorliegen. Bei Beamten wird die Ein-
leitung eines Disziplinarverfahrens für weiter gehende Maßnahmen, die zur Beendigung des
Beamtenverhältnisses führen können, geprüft.

(6) Vorgehen bei erneuter suchtmittelbedingter Auffälligkeit am Arbeitsplatz

Treten bei dem Betroffenen nach Wiederaufnähme der Tätigkeit nach Abschluss einer der im
Rahmen von Nummer (2) durchgeführten Maßnahmen, z. B. einer Therapie, Verhaltensände-
rungen auf, die auf einen erneuten Suchtmittelmissbrauch schließen lassen, entscheidet nach
Lage des Einzelfalls der Rektor auf Vorschlag des Personalreferates, ob bei Tarifbeschäftigten
dadurch die arbeitsrechtlichen Voraussetzungen für eine Kündigung bzw. bei Beamten die
Voraussetzungen für ein Disziplinarverfahren mit dem Ziel weiter gehender Maßnahmen vor-
liegen. Bei der Prüfung des jeweiligen Einzelfalls sind auch die Ernsthaftigkeit der Behand-
lungsbereitschaft des Betroffenen und die Bemühungen, das Suchtverhalten zu überwinden
beziehungsweise die Therapiemaßnahme wieder aufzunehmen sowie die Schwere der sich
durch die Verhaltensänderung ergebenden Pflichtverletzungen zu berücksichtigen.
Hier sind die Fristen aus § 8 der DV zu beachten.

7 Personen nehmen nur mit Zustimmung des Betroffenen teil.

8 Personen nehmen nur mit Zustimmung des Betroffenen teil.
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Anlage 2 zu § 8 der D V Sucht

Checkliste zur Anwendung des Interventionsplanes

Stufe 1
Beteiligte

D betroffene Person
D unmittelbar Vorgesetzter
D auf Antrag folgende Personen

Inhalte
D Fehlverhalten sachlich aufzeigen
D auf Beratungsmöglichkeiten hinwei-

sen
a Absprachen treffen
a Kontrolle und Dokumentation ankün-

digen
D nächste Interventionsstufe erläutern
D nächsten Gesprächstermin vereinba-

re n für:

_/__/_

D Dokumentation wird fortgeführt

Frist für Vernichtung der Unterlagen / /

Stufe 2
Beteiligte

D betroffene Person
D unmittelbar Vorgesetzter
D nächsthöherer Vorgesetzter
D ggf. Kollegialer Berater
D ggf. Personal- oder Schwerbehinder-

tenvertretung (WPR wenn Beteili-
gungsantrag vorliegt)

D auf Antrag folgende Personen

Inhalte
D Fehlverhalten sachlich aufzeigen
D Vereinbarung für die Annahme eines

Beratungs- und Therapieangebotes
a Absprachen treffen
D Kontrolle und Dokumentation ankün-

digen
D auf dienstrechtliche / arbeitsrechttiche

Konsequenzen hinweisen
D nächste Interventionsstufe erläutern

4̂"

D Dokumentation wird fortgeführt
D Kontrolle der Wahrnehmung der Hilfsangebote
D Ergebnisprotokoll für alle Beteiligten

Frist für Vernichtung der Unterlagen / /

10



Im Krankheitsverlauf ist immer wieder mit Rückfällen zu rechnen. Die Führungskraft,
die dies bemerkt oder darauf aufmerksam gemacht wird, wendet sich umgehend an den
Kollegialen Berater.

Stufe 3
Beteiligte

D betroffene Person
D unmittelbar Vorgesetzter
a nächsthöherer Vorgesetzter
D Vertreter des Personal referates
D ggf. Kollegialer Berater
D ggf. Personal- oder Schwerbehinder-

tenvertretung (WPR wenn Beteili-
gungsantrag vorliegt)

D auf Antrag folgende Personen

Inhalte
a Fehlverhalten sachlich aufzeigen
D schriftliche Ermahnung
D schriftliche Vereinbarung über die An-

nähme eines Beratungs- und Thera-

pieangebotes
D Erteilung von Auflagen
D auf dienstrechtliche / arbeitsrechtliche

Konsequenzen hinweisen
D nächste Interventionsstufe erläutern

a
a
D

Dokumentation wird fortgeführt
Kontrolle der Wahrnehmung der Hilfsangebote
Ergebnisprotokoll für alle Beteiligten

Frist für Vernichtung der Unterlagen / /

Stufe 4
Beteiligte

D betroffene Person
D unmittelbar Vorgesetzter
D nächsthöherer Vorgesetzter
D Vertreter des Personal referates
D ggf. Kollegialer Berater
D ggf. Personal- oder Schwerbehinder-

tenvertretung (WPR wenn Beteili-
gungsantrag vorliegt)

a auf Antrag folgende Personen

Inhalte
D bisherigen Verlauf sachlich aufzeigen
D Abmahnung mit Kündigungsandro-

hung als disziplinarische Maßnahme
aussprechen

a Erteilung von Auflagen
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D Dokumentation wird fortgeführt
D Ergebnisprotokoll für alle Beteiligten

Frist für Vernichtung der Unterlagen / /

Stufe 5

Einleitung eines Kündigungs- bzw. Disziplinarverfahrens mit dem Ziel der Entlassung.
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